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Vorblatt 


Drittes Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz 
(Schriftlidier Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Die durch das 13. Renten-Anpassungsgesetz, erhöhten Renten 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung sind ab 1. Juni 1971 
auf die Unterhaltshilfe anzurechnen. Diese Anrechnung führt zu 
einer entsprechenden Kürzung der Unterhaltshilfe. 


B. Lösung 

Die Freibeträge für die Nichtanrechnung der Renten werden 
der durchschnittlichen Rentenerhöhung bei Unterhaltshilfe- 
empfängern angepaßt. Einstimmiger Beschluß des Ausschusses. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Mehrkosten entstehen nicht, weil bei den veranschlagten Auf- 
wendungen für die Unterhaltshilfe im Wirtschafts- und Finanz- 
plan des Ausgleichsfonds und der entsprechenden Zuschüsse 
des Bundeshaushalts bereits von der Nichtanrechnung der 
durchschnittlichen Rentenerhöhung ausgegangen wurde. 
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Schriftlicher Bericht 

des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Anpassung der Unterhaltshilfe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz (Drittes Unterhaltshilfe-Anpassungs- 
gesetz — 3. UAG) 

— Drucksache VI/1697 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Fircks 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde von der Bundesregie- 
rung mit Datum vom 15. Januar 1971 beim Deut- 
schen Bundestag eingebracht und von diesem in 
der 96. Sitzung am 3. Februar 1971 in erster Bera- 
tung ohne Aussprache an den Innenausschuß zur 
Einzelberatung überwiesen. Der Innenausschuß hat 
seine Beratungen in seiner Sitzung am 4. März 1971 
abgeschlossen und den Gesetzentwurf einstimmig in 
der Fassung der Regierungsvorlage gebilligt. 

11. Grundsätzliches 

Nachdem letztmals am 1. Juni 1970 die Sätze der 
Unterhaltshilfe erhöht worden sind, sollen nunmehr 


ab 1. Juli 1971 die Freibeträge bei der Unterhalts- 
hilfe für den Bezug von Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung und vergleichbaren sonstigen 
Versorgungsbezügen, die Erhöhungsbeträge zum 
Selbständigenzuschlag bei gleichzeitigem Bezug von 
Renten und die nach Art der Minderung der Er- 
werbsfähigkeit gestaffelten Freibeträge für Unfall- 
geschädigte und Verfolgte an die durch das Drei- 
zehnte Rentenanpassungsgesetz erhöhten und auf 
die Unterhaltshilfe anzu re ebnenden Renten ange- 
paßt werden. 

Zu den Einzelvorschriften wird auf die Begrün- 
dung des Entwurfs der Bundesregierung — Druck- 
sache VI/1697 — verwiesen. 


Bonn, den 5. März 1971 


Freiherr von Fircks 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1697 — 
unverändert anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 5. März 1971 

Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Freiherr von Fircks 

Vorsitzender Berichterstatter 
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